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Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger weitere 4188,40 € nebst 

Verzugszinsen LH.v. 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 

10.02.2014 zu zahlen, 

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger ihn weitere 3356,48 € nebst 

Verzugszinsen LH.v. 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 

6.3.2015 zu zahlen. 

Die weitergehende Klage wird abgewiesen. 

Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

~ ;, 

Dieses Urteil ist vorläufig vollstreckbar, für den Kläger nur gegen 
Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des jeweils aus dem Urteil zu 

vollstreckenden Betrags. 

Tatbestand 

Die Parteien sind durch eine private Krankenversicherung miteinander verbunden. 

Streitgegenstand ist der Ersatz von Kosten, die im Zusammenhang mit 

Zahnbehandlungen entstanden sind. Versichert ist der Kläger in Bezug auf 

zahnärztliche Behandlungen im Tarif 741. 

Dieser Tarif bestimmte, dass die Aufwendungen für Zahnbehandlung, Zahnersatz 

und Kieferorthopädie (§ 4 Teil 11 Abs. 3 AVB) mit nachstehenden Prozentsätzen 

erstattet würden: Zahnbehandlungen (§ 4 Teil 11 Abs. 3a AVB): 100 %ige Erstattung; 

Zahnersatz und Kieferorthopädie (§ 4 Teil II Abs. 3b AVG): 75 %ige Erstattung. 

Die Parteien streiten unter anderem darüber, ob die AVB der Beklagten aus dem 

Jahre 1970 oder Mai 1986 einbezogen waren. § 4 Teil 11 Abs. 3 der AV B 1970 

lautete wie folgt: 

s. 191'32 
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DieJ3eklagt~ kann nicht damit gehört werden, dass bis 1994 eine Änderung bereits 

bestehender AVB allein durch Genehmigung seitens der Aufsichtsbehörde und 

Üb~rsendung geänderter Bedingungen an die Versicherungsnehmer erfolgt sein 

könne. Eine entsprechende Rechtsgrundlage für eine einseitige 

Änderungsmöglichkeit ist nicht ersichtlich. Vielmehr erfordert eine Änderung 

vertraglicher Vereinbarungen grundsätzlich die Zustimmung der beteiligten 

Vertragsparteien. Selbst wenn eine einseitige Anderungsmöglichkeit jedoch 

bestanden haben sollte, hätte die Beklagte zumindest nicht substantiiert dargelegt, 

zu welchem Zeitpunkt welche AVB dem Kläger übermittelt worden sein sollen. Die 

bloße Behauptung, im Jahr 1981 seien dem Vater des Klägers die damals 

geänderten AVB übersandt worden, ist durch nichts belegt und würde insbesondere 

auch keine Anwendbarkeit der AVB 1986 indizieren. 

Es ist auch nicht ersichtlich, dass im Jahr 1986 eine Vertragsänderung dergestalt 

stattgefunden haben sollte, dass neue AVB Bestandteil des Vertrags geworden 

wären. Aus dem Versicherungsschein vom 03.12.1986 ergibt sich ausdrücklich, dass 

es sich um eine Übernahme aus dem Vertrag des Vaters des Klägers handelt. Es 

wurde also gerade kein neuer Vertrag abgeschlossen. Vielmehr wurde ein 

bestehender Vertrag, der hinsichtlich des Klägers offenbar zwischen 1983 und 1986 

geruht hatte, wieder aktiviert. Daher ist auch unerheblich, ob - wie die Beklagte 

vorträgt - im Jahr 1986 erstmals ein Versicherungsvertrag zwischen den Parteien 

zustande gekommen ist, weil der Kläger zuvor über seinen Vater mitversichert war. 

Neue AVB sind in diesem Zusammenhang nicht einbezogen worden. Der Passus in 

dem Versicherungsschein "Es gelten die jeweiligen Allgemeinen 

Versicherungsbedingungen (AVB), gesetzliche Vorschriften und ggf. schriftliche 

Vereinbarungen" kann aus Sicht der Kammer nur dahingehend verstanden werden, 

dass es sich dabei um die zwischen den Parteien vereinbarten AVB handelt. Sind die 

AVB - wie hier - nicht näher bezeichnet, können in diesem Zusammenhang auch 

keine neuen AVB einbezogen worden sein. Auch kann ein verständiger 

Versicherungsnehmer den Passus nicht dahingehend verstehen, dass die jeweils 

aktuellen AVB zur Anwendung kommen sollen, soweit zuvor abweichende AVB 

Bestandteil des Vertrags waren. 

Dem steht nicht die Auffassung der Parteien entgegen, dass aus dem Jahr 1986 ein 

weiterer Versicherungsschein existieren müsse, weil der vorliegende 

Versicherungsschein vom 03.12.1986 ersichtlich nicht mit dem Antrag des Klägers 

vom 29.10.1986 korrespondiere. Denn selbst wenn es einen weiteren 

Versicherungsschein geben sollte, der seitens der Parteien nicht vorgelegt wird, 

S, 27/32 
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würde daraus nicht automatisch folgen, dass abweichende Bedingungen anwendbar 

wären. Es ist bereits nicht ersichtlich, welche Bedingungen dies sein sollten. 

Unstreitig ist zwischen den Parteien jedenfalls, dass der Tarif 741 seit 1986 zur 

Anwendung kommt. Soweit ein Tarifwechsel von 740 zu 741 erfolgte, ist nicht 

dargelegt und schon gar nicht zwingend ~rforderlich, dass in diesem Zusammenhang 

auch_ neue AVB Vertragsbestandteil geworden wären. 

Es ist auch nicht willkürlich, auf die AVB 1970 abzustellen. Das Amtsgericht ist 

mangels konkreter und substantiiert vorgebrachter Anhaltspunkte dazu, welche (ggf. 

früheren) AVB stattdessen anwendbar sein sollen, zutreffend von der Geltung der 

AVB 1970 ausgegangen. Zwar bestand eine private Krankenversicherung bei der 

Rechtsvorgängerin der Beklagten auch für den Kläger unstreitig bereits in den 

·1960er Jahren. Hinweise darauf, dass für den Kläger bereits vor 1971 eine 

Versicherung für zahnärztliche Behandlungen bestand, hat die Beklagte indes nicht 

substantiiert vorgetragen. Die Vertragsauskunft, die der Kläger mit Schriftsatz vom 

19.03.2013 zur Akte gereicht hat (BI. 361 d.A.), deutet vielmehr darauf hin, dass 

tatsächlich erstmals im April 1971 eine Versicherung für zahnärztliche Behandlungen 

für den Kläger abgeschlossen wurde. Diese Auskunft ist nach Auffassung der 

Kammer auch nicht offensichtlich falsch. Denn dort ist bezüglich zahnärztlicher 

Behandlungen der Tarif 741, also der aktuell gültige Tarif, genannt und zugleich 

ausdrücklich angeführt, dass zwischenzeitlich Änderungen stattgefunden haben. Die 

Behauptung der Klägerin, dass diese Auskunft, die nach dem Vortrag des Klägers 

von der Generalvertretung der Allianz Beratungs- und Vertriebs-AG stammt, nicht 

von ihr sei, dürfte zwar insoweit zutreffend sein, als dass es sich bei der Erstellerin 

um eine andere juristische Person handelt. Hintergrund hierfür wird eine interne 

Organisationsentscheidung innerhalb der AllianZ-Gruppe sein. Dadurch werden die 

Inhalte der Auskunft indes nicht unzutreffend. 

Selbst wenn aber nicht auf die Vertragsauskunft abgestellt würde, wäre weiterhin 

kein plausibel dargelegter alternativer Anknüpfungspunkt ersichtlich. Solange ein 

solcher nicht vorgetragen ist, muss es bei den AVB 1970 als maßgebliches 

Regelwerk bleiben. Das Argument der Beklagten, dass es den Tarif im Jahr 1971 

!loch nicht gegeben habe und deshalb "denknotwendig" die AVB 1986 anwendbar 

.sein müssten, ist wenig überzeugend. Denn die Vereinbarung eines neuen Tarifs bei 

bereits laufendem Versicherungsvertrag erfordert nicht die Einbeziehung neuer AVB. 

Erstattungsfähige Sätze 

S. 28/32 
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beistungsversprechens frei ist (Bach/Moser/Kalis, 5. Aufl. 2015, VVG § 192 Rn. 61) 

und eine Höchstsatzbegrenzung in den streitgegenständlichen Bedingungen eben 

nicht vorgesehen hat. 

Der Annahme der Sittenwidrigkeit nach § 138 Abs. 2 BGB steht entgegen, dass sich 

jedenfalls der dafür erforderliche subjektive Tatbestand (vgl. BeckOK 

BGBNVendtland, 43. Ed. 15.6.2017, BGB § 138 Rn. 50) nicht feststellen lässt: 

Unerfahrenheit, Zwangslage, Mangel an Urteilsvermögen oder erhebliche 

Willensschwäche haben sich bei dem Kläger auch nach dem Eindruck im Rahmen 

der Parteivernehmung nicht bestätigt. 

Im Ergebnis derl?eweisaufnahme nach Einholung des Sachverständigengutachtens, 

~s. Ergänzungsgutachtens und der persönlichen Anhörung des Sachverständigen 

sind ausschließlich zu 100% zu erstattende Zahnbehandlungen Gegenstand der 

streitgegenständlichen Rechnungen. 

Der Sachverständige Dr. _, an dessen fachlicher Qualifikation zu zweifeln die 

Kammer keinen Anlass hat, hat dies auf Blatt 6 seines Erstgutachtens (BI. 482 GA) 

bezüglich der beiden ersten Rechnungen und auf BI. 13 des Gutachtens (BI. 489 GA) 

hinsichtlich der dritten Rechnung einleuchtend begründet. Dem entsprechen die 

Ausführungen des Sachverständigen Dr. ~in der Erörterung im Verfahren 9 S 

31/14 im Termin am 19.12.2017, in welchem dieser angegeben hat, dass die 

kieferorthopädische Behandlung erst mit dem Einsetzen der ersten Schiene 

begonnen habe. 

Soweit schließlich die gebührenrechtlichen Einwendungen der Beklagten betroffen 

sind, sind diese überwiegend nicht begründet. 

Akzeptiert hat der Kläger die sich aus dem Klageerwiderung ergebenden 

Einwendungen zu den Gebührenziffern 1000, 1020 und 1030 GOZ (66,30 €, 82,85 €, 

66,37 €). 

Die Berechtigung weiterer gebührenrechtlicher Einwendungen ist den Ausführungen 

des 'Sachverständigen Dr. _ nur im sehr geringen Umfang zu entnehmen. In 

S. 30/32 
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seinen schriftlichen Gutachten und im Rahmen der Anhörung durch die Kammer hat 

der Sachverständige sie weitgehend widerlegt. 

Soweit die Beklagte die Berechenbarkeit von Beratungen nach Nr. 3 des 

Gebührenverzeichnisses zur GO.~~ in Abrede gestellt hat, hat der Sachverständige 

die Berechenbarkeit aufgrund des dokumentierten Zeitaufwands und des 

~genstands der Beratung ganz überwiegend bestätigt.· Lediglich hinsichtlich des 

10.06.2013 vermochte der Sachverständige die Berechnung des Ansatzes der Nr. 3 

jedenfalls anhand des Inhalts der Patientenkarteikarte nicht nachzuvollziehen. 

Die Berechenbarkeit der Nr. 70 GOZ am 10.12.2013 hat er ebenfalls bestätigt (BI. 7 

des Erstgutachtens, BI. 483 der Akte). 

Im Übrigenhat der Sachverständige in den schriftlichen Gutachten und insbesondere 

auch im Rahmen der mündlichen Anhörung sämtliche umstrittenen Positionen 

zugunsten des Klägers bestätigt. Die diesbezüglichen Ausführungen macht sich die 

Kammer zueigen. 

Die Berechtigung des Ansatzes der Nr. 7010 GOZ konnte er nach der 

zeugenschaftlichen Vernehmung des Zahnarztes bestätigen. 

Im Ergebnis der Beweisaufnahme geht die Kammer zudem davon aus, dass die von 

dem Zahnarzt erstellten Laborrechnungennicht übersetzt sind und sich die Preise im 

RahmE~n der üblichen Vergütung bewegen. Der Sachverständige hat in seinem 

Erstgutachten (BI. 487 der Akte) ausgeführt, dass zwar einzelne Positionen bei den 

Laborrechnungen im oberen Bereich der Preisskala lägen. In der Gesamtbetrachtung 

seien diese jedoch nicht als unangemessen zu bezeichnen, da es sich um ein 

komplexes Behandlungsgeschehen handele. Anhaltspunkte dafür, dass sich die 

angesetzten Laborkosten in der Gesamtbetrachtung über dem Bereich des Üblichen 

bewegen, vermag die Kammer den gutachterlichen Ausführungen jedenfalls nicht zu 

entnehmen. 

Es ergibt sich dementsprechend folgende Berechnung: 

Hinsichtlich des die Rechnung vom 18.7.2013 (Klageantrag zu 1) ist hinsichtlich der 

Positionen GOZ Nummern 1000, 1020 und 1030 ein Abzug von insgesamt 215,52 € 

geboten. Weiterhin ist dort ein Abzug von 71,67 € bezüglich der Position Ä3 am 

S. 31,132 



      

 

          

          

             

         

 

                

           

       

          

         
     

  




